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Schriftliche Beantwortung Interpellation Nr. 559 / 2008 von Jung Hans-Ruedi, CVP, und
Mitunterzeichnenden: Neues Kindes- und Erwachsenenschutzrecht

Sehr geehrter Herr Einwohnerratspräsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Am 2. Oktober 2008 ist von Jung Hans-Ruedi, CVP und Mitunterzeichnenden folgende Interpella-
tion eingereicht worden:

"In den kommenden Monaten behandeln die Eidgenössischen Räte eine Änderung des Zivilge-
setzbuches (ZGB) im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts. Offenbar sollen auch
künftig die Gemeinden für den Vollzug verantwortlich sein. Die Bundesgesetzgebung sieht dafür
spezialisierte Fachbehörden vor. Im Kanton Luzern ist zur Vorbereitung der Umsetzung der
Neuerungen eine Projektorganisation eingesetzt worden. In diesem Zusammenhang bitte ich
den Gemeinderat um die Beantwortung folgender Fragen:

1. Wie war der Vollzug des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts bisher in der Gemeinde
Horw organisiert?

2. Wie bringt die Gemeinde Horw ihre Interessen in die kantonale Projektorganisation ein?

3. Ist für Horw eine eigene Fachbehörde vorgesehen (Vorteil: bessere Kenntnis der persönli-
chen und familiären Verhältnisse) oder beabsichtigt der Gemeinderat eine solche zusam-
men mit andern Gemeinden zu bestellen (Vorteil: bessere Ressourcennutzung)?

4. Welche Regelung ist vorgesehen mit Bezug auf die Kompetenzen (Wahlbehörde, vorge-
setzte Behörde, Besoldung, Ausgabenkompetenz etc.)?

5. Ist dazu eine Ergänzung bzw. Änderung der Gemeindeordnung erforderlich?"

Zu den Fragen nehmen wir wie folgt Stellung:

Zu 1. Bei Gefährdungsmeldungen oder Anträgen klärt vorerst das Ressort Vormundschaft den
Handlungsbedarf mit den Betroffenen ab. Wo möglich, werden Berichte von Fachperso-
nen eingeholt und ärztliche oder psychiatrische Gutachten in Auftrag gegeben. Nach-
dem die Abklärungen und Berichte die Verhältnismässigkeit einer Massnahme bestät i-
gen wird der schutzbedürftigen Person und bei Kindern den Erziehungsverantwortlichen
das rechtliche Gehör gewährt.
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An diesem Gespräch ist auch das zuständige Gemeinderatsmitglied beteiligt und wer-
den die rechtlichen Folgen der Massnahme aufgezeigt und das Vorschlagsrecht für die
Mandatsführung gewährt.

Auf der Grundlage all dieser Unterlagen wird ein begründeter Entscheid mit Rechtsmit-
telbelehrung erstellt und dem Gesamtgemeinderat vorgelegt.

Das Ergebnis aus dieser Beratung wird der Einwohnerin oder dem Einwohner als Ent-
scheid zugestellt und der Regierungsstatthalter als Aufsichtsbehörde erhält eine Kopie.
Die Umsetzung wird nach der Rechtskraft durch die Mandatsträgerin oder den Mandats-
träger übernommen, wobei es sich mehrheitlich um Mitarbeiter des Gemeindeverbands
Amtsvormundschaft Luzern-Land handelt.

Zu 2. Die Interessen der Gemeinden allgemein werden durch den Verband Luzerner Gemein-
den (VLG) eingebracht. In der Projektgruppe sind zwei Vertreter des VLG dabei: Rolf
Born, Sozialvorsteher von Emmen sowie Jost Amrein, Gemeindeschreiber von Hoch-
dorf.

Es ist die Absicht der Projektgruppe, die Gemeinden noch stärker über den VLG einzu-
binden (evtl. in Form einer Arbeitsgruppe oder ähnlich). Die Gemeinden werden zum
gegebenen Zeitpunkt sicher vom VLG involviert und über eine Vernehmlassung zu den
vorgeschlagenen Szenarien Stellung beziehen können.

Wir werden auch laufend über den Sozialvorsteherverband (SVL) Einfluss nehmen kön-
nen.

Zu 3. Nachdem das Bundesparlament im Dezember 2008 das neue Vormundschaftsrecht
verabschiedet hat, kann nun die im August 2008 eingesetzte kantonale Projektgruppe
für die Umsetzung des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts nach den Fas-
nachtsferien starten. In der Projektgruppe arbeiten Gemeindevertreterinnen und -
vertreter, Angehörige der Verwaltung und der Gerichte mit.

Bislang steht für den Kanton Luzern erst fest, dass der Vollzug des Kindes- und Er-
wachsenenschutzrechts eine Gemeindeaufgabe bleiben soll. Ausserdem hat die Pro-
jektgruppe beschlossen, dass die vom Bundesrecht vorgeschriebene interdisziplinäre
Fachbehörde eine Verwaltungsbehörde und kein Gericht sein soll.

Ein Interview des Projektleiters Herr Heinz Bachmann, vom Kant. Justiz- und Sicher-
heitsdepartement im INFO der Gemeindereform 2000+ zeigt Ihnen ausführlich, wie im
Kanton Luzern der Auftrag des Bundes umgesetzt werden soll (Beilage).

Zu 4. Im Moment ist noch einiges offen, und daher kann diese Frage zum jetzigen Zeitpunkt
nicht konkret beantwortet werden.

Zu 5. Ob für die Einführung per 1. Januar 2013 eine Anpassung der Gemeindeordnung nötig
sein wird, kann zur Zeit ebenfalls nicht beantwortet werden.



12. Februar 2009
Schriftliche Beantwortung

Seite 3/3

Freundliche Grüsse

Markus Hool Daniel Hunn
Gemeindepräsident Gemeindeschreiber

 Auszug INFO-Gemeindereform 2000+, Januar 2009

Versand: 16. Februar 2009






